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Rp-Abo-Info 
 

 
Viermal im Jahr werden wir Sie über neue und 
laufende Begutachtungen und sonstige Pro-
jekte der Rechtspolitischen Abteilung der 
WKÖ informieren. Darüber hinaus möchten 
wir dieses Forum nutzen, unsere politischen 
Positionen der interessierten Öffentlichkeit 
leichter zugänglich zu machen. 
 
Der jeweils zu Quartalsende erscheinende 
Newsletter beinhaltet aber auch nützliche 
Informationen über Publikationen und Veran-
staltungen unserer Abteilung, sowie die Ver-
linkung zu wesentlichen Grundsatzinformatio-
nen zu aktuellen rechtspolitischen Themen. 

Neben regulären Erscheinungsterminen planen 
wir, Sondernummern mit besonders aktuellen 
Informationen und Veranstaltungshinweisen 
auszusenden. 
 
Interessierte können den Newsletter unter 
nachfolgender Adresse abonnieren: 
http://wko.at/rp. 
 
Da wir auf Ihre Meinung besonderen Wert 
legen, bitten wir Sie, uns unter rp@wko.at ihr 
Feedback zu unserem Newsletter zu schicken. 
 
Ihr Newsletter-Team 
 

 

 

Editorial 

 

Law meets Politics. Recht trifft Politik. 

Rechtspolitik – die Abteilung am Puls der Zeit. 

 
 

Liebe Leser und Nutzer des RP-Newsletters! 
 
Zur Einleitung eine freudige Botschaft: Am 
10.1.2015 hat Dr. Elisabeth Sperlich ihre 
zweite Tochter, Josefa Barbara, zur Welt 
gebracht. Wir gratulieren sehr herzlich zum 
Familiennachwuchs! 
 
Gegenwärtig haben die Themen rund um nöti-
ge und mögliche Strukturreformen für Öster-
reich wieder Hochkonjunktur; an allen politi-
schen Ecken und Enden sprießen und ranken 
sich alte und neue Diskussionen um das große 
Ziel: Wie kann Österreich besser und effizien-
ter regiert werden? Dabei fiebert der politisch 
interessierte Mensch nicht nur der Präsentati-
on der für März angekündigten Steuerreform-
pläne entgegen. Auch wir im Bereich der 
Rechtspolitik fordern die  strukturellen Maß-
nahmen, welche unabdingbar sind, um die 
Wettbewerbsfähigkeit des Standortes Öster-
reich zu erhalten und zu verbessern wieder 
und wieder ein, bis der Prozess auf dem rich-
tigen Weg ist. Auch in unserer Arbeit zur Ver-
besserung der rechtlichen Rahmenbedingun-
gen bemerken wir verstärkt, dass jedenfalls 
der Spruch von Präsident Leitl gilt: „Mit 
Durchschwindeln und Schönreden geht’s nicht 
mehr!“ Daher ist es wichtig die Reformschrit- 

 
 
 
 
te zu beschleunigen, um endlich konkrete 
Taten zu setzen und die Dinge in diesem Land 
zu verändern.  
 
Trotz des großen Bergs an Arbeit, der noch 
vor uns liegt, gibt es doch einige positive 
Entwicklungen zu vermelden, die bereits in 
die Richtung eines neu und effizient gestalte-
ten Österreichs weisen. Beispielhaft darf ich 
hier die nunmehr für zwei Jahre erreichte 
Verlängerung der Schwellenwerteverordnung 
im Vergaberecht hervorheben. Unsere Forde-
rung, diese effizienzfördernde Regelung ins 
Dauerrecht zu übernehmen, hat somit eine 
größere Aussicht auf Realisierung. Ebenso 
stellt die Einführung des GISA einen wesentli-
chen Meilenstein für eine effiziente Verwal-
tung im Bereich der Gewerbeordnung dar. 
 
In der Hoffnung, dass strenger Frost und Kälte 
in absehbarer Zeit freundlicheren Bedingun-
gen weichen müssen verbleibe ich mit herz-
erwärmenden Grüßen 
 

Ihre Rosemarie Schön 
Leiterin der Abteilung für Rechtspolitik     

http://wko.at/rp
mailto:rp@wko.at
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Öffentliches Recht und Wettbewerb 

 
 

Verwalten neu gestalten – Macht Österreich 
Fortschritte bei der Staats- und Verwaltungs-

reform? 
 
„Nein.“ Diese Einsicht könnte man als Besu-
cher der am 29. Jänner 2015 im Rudolf Sallin-
ger Saal der Wirtschaftskammer Österreich 
stattgefundenen Veranstaltung auf Grund der 
eindringlichen Statements und dramatischen 
Appelle der prominenten Podiumsgäste ge-
wonnen haben. 
 
„Mit Durchschwindeln und Schönreden geht’s 
nicht mehr: Nicht mehr analysieren, da sind 
wir hervorragend. Nicht mehr zielsetzen, da 
sind wir leidlich, sondern umsetzen, da sind 
wir bisher miserabel!“ lautete eine der zent-
ralen Botschaften von Präsident Dr. Christoph 
Leitl. Rechnungshofpräsident Dr. Josef Moser 
schloss sich dem an: „Ohne Strukturreformen 
geht es nicht!“ und fand Zustimmung bei Uni-
versitätsprofessor Dr. Christian Keuschnigg 
von der Universität St. Gallen, der auf die 
volkswirtschaftliche Bedeutung umfassender 
Verwaltungsreformen hinwies. 
 
In seiner Eröffnungsrede forderte Präsident 
Dr. Leitl die Umsetzung konkreter Reform-
maßnahmen und mahnte Abstand von „Ent-
eignungssteuern“ ein. Er untermauerte dies 
mit dem bisherigen Beitrag der Wirtschaft zu 
drei Sparpaketen, dem Bestehen einer Ver-
mögenszuwachssteuer und auch dem Solidar-
zuschlag beim fünfzigprozentigen Steuersatz: 
„Wir haben viel, viel, viel mitgetragen. Lieber 
Staat, jetzt bist du dran!“  
 
Rechnungshofpräsident Dr. Moser stellte im 
anschließenden Impulsstatement die engen 
budgetären Rahmenbedingungen dar und kon-
statierte, dass Österreich nicht ein Einzah-
lungs- sondern ein Auszahlungsproblem habe: 
„Ohne dass wir auf der Ausgabenseite etwas 
tun, wird Österreich sicherlich nicht die Zu-
kunftsfähigkeit und die finanzielle Nachhal-
tigkeit sichern können.“ Er wies darauf hin, 
dass eine Steuerreform ohne Strukturrefor-
men nicht zu realisieren sei, sofern man das 
Ziel eines strukturell ausgeglichenen Haus-
halts berücksichtigt. Vor allem auch im Hin-
blick auf internationale Verpflichtungen be-
stehe Handlungsbedarf. Mittels konkreter 
Beispiele zeigte Rechnungshofpräsident Dr. 
Moser auf, in welchen Bereichen der öffentli-

chen Verwaltung Effizienzsteigerungspoten-
tiale vorhanden wären, wie etwa im Rahmen 
der Gesundheits- und Schulverwaltung oder 
auch im Bereich der Pensionen. Aber auch in 
der Finanzverwaltung, dem Rechnungswesen 
oder auch bei der Struktur und Organisation 
der Bezirkshauptmannschaften verortete er 
Reformbedarf.  
 
Professor Dr. Keuschnigg betonte in seinem 
Vortrag den Konnex zwischen effizienter Ver-
waltung und wettbewerbsfähiger Wirtschaft: 
„Eine Verwaltung ist dann leistungsfähig, 
wenn sie als Prozess gut organisiert und effi-
zient ausgestaltet ist. Sie ist wesentlich für 
Wohlstand und Wachstum und bedeutender 
Faktor der institutionellen Qualität eines Lan-
des.“ Möglich wäre — den Ausführungen von 
Professor Dr. Keuschnigg zufolge — eine 2-3 
prozentige Produktivitätssteigerung im Be-
reich der öffentlichen Verwaltung, was bei 
denselben Ausgaben zu besserer Leistung und 
höherer Qualität bzw. zu niedrigeren Kosten 
führen würde. Dies nicht nur im Bereich des 
öffentlichen Budgets, sondern auch im Be-
reich der Unternehmen, was maßgeblich zu 
deren Wettbewerbsfähigkeit beitragen würde. 
 
In der anschließenden von Dr. Christoph Ko-
tanko, OÖN, moderierten Diskussionsrunde 
plädierte Rechnungshofpräsident Dr. Moser 
für eine Zusammenlegung der Aufgaben-, 
Ausgaben- und Finanzierungsverantwortung 
und führte die Problematik der Kompe-
tenzaufteilung auf die unterschiedlichen Ge-
bietskörperschaften an Hand plakativer Bei-
spiele vor Augen, welche selbst dem vehe-
mentesten Föderalismusbefürworter ein Lä-
cheln abringen müssten. Professor Dr. 
Keuschnigg brachte seine Erfahrungen in Be-
zug auf die Verwaltung in der Schweiz ein, wo 
ein gewisser fiskalischer Wettbewerb zwi-
schen den Kantonen stattfindet und auch die 
Bürger im Rahmen direktdemokratischer Par-
tizipation an der Steuergestaltung aktiv mit-
wirken. Präsident Dr. Leitl sprach sich für 
eine Dämpfung des ständigen Zuwachses an 
Steuereinnahmen um ein bis zwei Prozent 
aus, um die öffentliche Hand zu mehr Effizi-
enz zu bewegen. So könne auch ohne Gegen-
finanzierung mit neuen Steuern eine Entlas-
tung der Bürger durchgeführt werden. „Eine 
der größten Einnahmequellen ist die Sparsam-
keit“ fasste Dr. Kotanko die Ausführungen 
unter Berufung auf einen nicht unbedeuten-
den römischen Philosophen und Politiker zu-
sammen. Ausgangs appellierte Präsident Dr. 
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Leitl an die politischen Entscheidungsträger 
unabhängig von den Reaktionen notwendige 
Reformen in Angriff zu nehmen und rasch 
umzusetzen. 
 
Dass das Thema der Staats- und Verwaltungs-
reform auf großes Interesse stieß, zeigte nicht 
nur die Anwesenheit des zahlreich erschiene-
nen Publikums, sondern auch dessen rege 
Beteiligung an der Fragerunde am Ende der 
Veranstaltung.  
 
Der Nachbericht zur Veranstaltung samt 
Downloads kann hier abgerufen werden:  
https://www.wko.at/Content.Node/Interesse
nvertretung/Wirtschaftsrecht/-Verwalten-
neu-gestalten----Macht-Oesterreich-
Fortschritte-.html  

Mag. Gernot Posch 
 
 
Richtlinie Schadenersatz im Kartellrecht end-

gültig verabschiedet und veröffentlicht 
 
Zuletzt haben wir über den Gesetzwerdungs-
prozess dieser Richtlinie im Frühjahr 2014 
berichtet. Aufgrund von Komplikationen im 
parlamentarischen Prozess konnte das Ge-
setzgebungsverfahren erst am 26. November 
2014 abgeschlossen werden. Der endgültige 
Richtlinientext wurde dann am 5. Dezember 
2014 im Amtsblatt veröffentlicht. Die „Richt-
linie 2014/104/EU des Europäischen Parla-
ments und des Rates über bestimmte Vor-
schriften für Schadensersatzklagen nach nati-
onalem Recht wegen Zuwiderhandlungen ge-
gen wettbewerbsrechtliche Bestimmungen der 
Mitgliedstaaten und der Europäischen Union“  
bringt Zweierlei: einerseits die erwartete 
Kompilation der Grundsätze des Europäischen 
Schadenersatzrechtes, wie sie in der EuGH-
Judikatur seit dem Urteil Courage/Crehan 
2001 entwickelt worden sind; andererseits 
eine Reihe umfassender und komplexer De-
tailregelungen, um mit Einzelproblemen zur 
Geltendmachung von Schadenersatz im Kar-
tellrecht umzugehen. Die Mitgliedstaaten 
haben diese Richtlinie bis 27. Dezember 2016 
in nationales Recht umzusetzen. Der Text der 
Richtlinie kann im ABl L 349/2014, S.1 ff ab-
gerufen werden. 
http://eur-lex.europa.eu/legal-
con-
tent/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32014L0104&fr
om=EN 
 

Dr. Theo Taurer, LL.M. MBA 

Verlängerung der Schwellenwerteverordnung 
 
Ende letzten Jahres wurde die Schwellenwer-
teverordnung erstmals um 2 Jahr und zwar bis 
31. Dezember 2016 verlängert. Angesichts der 
bisherigen guten Erfahrungen freuen wir uns 
sehr über die erfolgte Verlängerung. Öffentli-
che Auftraggeber können nun bis 31. Dezem-
ber 2016 Aufträge in Höhe von bis zu 100.000 
Euro direkt an Unternehmen der Bau-, Liefer- 
und Dienstleistungsbranchen vergeben. Im 
Bau kann die öffentliche Hand darüber hinaus 
für Auftragsvolumina bis zu einer Million Euro 
zumindest drei qualifizierte Unternehmen im 
sogenannten „nicht offenen Verfahren“ direkt 
zur Angebotslegung einladen. Die durch die 
Schwellenwerteverordnung ermöglichte Ent-
bürokratisierung von Vergabeverfahren 
kommt sowohl der Auftraggeber-Seite als 
auch den anbietenden Unternehmen zu Gute. 
Besonders regional orientierte Klein- und Mit-
telbetriebe profitieren von einer raschen und 
unkomplizierten öffentlichen Auftragsverga-
be. Erklärtes Ziel der Wirtschaftskammer ist 
die Übernahme der Schwellenwerte-
Verordnung ins Dauerrecht. Dies wird bereits 
im Zuge der EU-Vergaberichtlinien Umsetzung 
mitverhandelt werden.   
 

Mag. Julia Weiss 
 
 

Diskussionsveranstaltung der Initiative  
Faire Vergabe im Parlament  

 
Am 11. November 2014 fand eine Diskussions-
veranstaltung der Initiative „Faire Vergaben 
sichern Arbeitsplätze“ im Sitzungssaal des 
Parlaments mit rund 300 Teilnehmern statt. 
Dabei diskutierten Vergabeexperten mit Sozi-
alpartnern, Vertretern der Bundesregierung 
sowie Parlamentsklubs über Maßnahmen für 
faire Vergaben bei öffentlichen Bau-
Ausschreibungen. Von Seiten der Initiative 
wurde die Rechtsanwaltskanzlei Heid Schiefer 
mit der Vorstellung von Vorschlägen betraut, 
wie die derzeitigen und zukünftigen rechtli-
chen Möglichkeiten und notwendigen gesetzli-
chen Änderungen für faire Vergaben aussehen 
könnten. Nicht nur im Bereich der Zu-
schlagserteilung, Bestbieter- vor Billigstbie-
terprinzip, soll es nach den Wünschen der 
Initiative zu gesetzlichen Änderungen kom-
men, sondern auch im Rahmen der Namhaft-
machung von Subunternehmern und der ver-
tieften Angebotsprüfung. Die rege Teilnahme 
an der Diskussionsveranstaltung spiegelte das 

https://www.wko.at/Content.Node/Interessenvertretung/Wirtschaftsrecht/-Verwalten-neu-gestalten----Macht-Oesterreich-Fortschritte-.html
https://www.wko.at/Content.Node/Interessenvertretung/Wirtschaftsrecht/-Verwalten-neu-gestalten----Macht-Oesterreich-Fortschritte-.html
https://www.wko.at/Content.Node/Interessenvertretung/Wirtschaftsrecht/-Verwalten-neu-gestalten----Macht-Oesterreich-Fortschritte-.html
https://www.wko.at/Content.Node/Interessenvertretung/Wirtschaftsrecht/-Verwalten-neu-gestalten----Macht-Oesterreich-Fortschritte-.html
http://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32014L0104&from=EN
http://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32014L0104&from=EN
http://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32014L0104&from=EN
http://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32014L0104&from=EN
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große Bedürfnis der Praxis wieder, das Verga-
beverfahren bei Bauaufträgen in einigen 
Punkten neu und fairer zu gestalten. In weite-
rer Folge soll es noch im ersten Halbjahr 2015 
zu gesetzlichen Anpassungen kommen. Wie 
weitreichend diese Änderungen sein werden, 
ist noch nicht endgültig geklärt. Wir erwarten 
die Einleitung des Begutachtungsverfahrens 
Anfang Februar. 
 

Mag. Julia Weiss 
 
 
Verhandlungen für eine Kartell- und Wettbe-

werbsrechtsnovelle 2015 im Laufen 
 
Seit dem letzten Bericht im Herbst 2014 ha-
ben im Rahmen der Arbeitsgruppe unter Lei-
tung von Justiz- und Wirtschaftsministerium 
zwei weitere Sitzungen zu thematischen 
Schwerpunkten stattgefunden. Ebenso hat das 
Wirtschaftsministerium am 12. Jänner 2015 
einen Workshop zum Thema „Vertikale Ver-
einbarungen und Marktmachtmissbrauch – 
Diskussionstand in Europa und in den USA“ 
organisiert, wobei die darin behandelte Prob-
lematik der Bewertung von vertikalen Ver-
triebsbindungen im Verhältnis von KMUs auch 
eine Rolle im laufenden Reformprozess spielt. 
Wesentliches Programm für die Reformagenda 
stellen die Vorgaben des Regierungsprogram-
mes dar, welches in diesen Punkten noch im 
Laufe des Jahres 2015 umgesetzt werden sol-
len. Welchen Umfang die künftige Reform 
nehmen wird erscheint gegenwärtig noch 
nicht zur Gänze abgegrenzt. Ob sich etwa die 
vollständige Umsetzung der Richtlinie Scha-
denersatz in diesem Jahr – und damit ein Jahr 
vor dem Ende der Umsetzungsfrist – noch aus-
gehen wird, bleibt abzuwarten. Konkrete 
legistische Entwürfe liegen der Arbeitsgruppe 
aber gegenwärtig noch nicht vor. 
 

Dr. Theo Taurer, LL.M. MBA 
 
 
Konsultation der Europäischen Kommission zur 

künftigen Nutzung des UHF-Rundfunkbands 
 
Die Europäische Kommission hat die öffent-
liche Konsultation zum Lamy-Bericht betref-
fend die künftige Nutzung des UHF-
Rundfunkbandes eingeleitet. Sie beabsich-
tigt, Stellungnahmen zu den strategischen 
Empfehlungen des Lamy-Berichts in Bezug 
auf die langfristige Politik der Nutzung des 
UHF-Bands (470–790 MHz) einzuholen und in 

weiterer Folge einen Standpunkt im Hinblick 
auf Folgemaßnahmen zu diesen Empfehlun-
gen zu erarbeiten. 
 
Der Bericht der hochrangigen Gruppe unter 
dem Vorsitz von Pascal Lamy behandelt die 
künftige Nutzung der knappen Frequenzen 
im UHF-Rundfunkband. 
 
Bei der Erarbeitung einer langfristigen Stra-
tegie für die Nutzung des UHF-Bands berück-
sichtigt die Kommission folgende Vorarbei-
ten: den Lamy-Bericht, Beiträge der Gruppe 
für Frequenzpolitik, Studien der Kommission 
sowie die Beiträge zu dieser Konsultation. 
 
Jede Änderung der Nutzung des UHF-
Rundfunkbands hat zwangsläufig Auswirkun-
gen auf den Umfang und die Qualität von 
Rundfunk- und Mobilfunkdiensten. Sie könn-
ten eine Modernisierung technischer Ausrüs-
tungen – z.B. der Fernsehgeräte – notwendig 
machen. Ferner stellt sich die Frage nach 
den genauen Auswirkungen für die Bürgerin-
nen und Bürger. 
 
Mit ihrer Konsultation wendet sich die Kom-
mission an Mobil- und Rundfunksektor sowie 
PMSE-Branche, Wissenschaftler entspre-
chender Fachgebiete, Bürgerinnen und Bür-
ger, Nutzer von Fernseh- und/oder drahtlo-
sen Breitbanddiensten sowie Nutzerverbän-
de. 
 
In einem Hintergrunddokument wird der 
Fragebogen (wird als PDF-Dokument über-
mittelt) erläutert und die Problematik aus 
Sicht der Bürger und Verbraucher darge-
stellt. 
 
Die Aussendung der Konsultation zur WKO-
internen Begutachtung ist bereits erfolgt. 
 
Lamy-Bericht: (Englisch): 
http://ec.europa.eu/information_society/ne
wsroom/cf/dae/document.cfm?doc_id=6721 
 
Hintergrunddokument: 
http://ec.europa.eu/information_society/ne
wsroom/cf/dae/document.cfm?doc_id=8036 
 

Dr. Winfried Pöcherstorfer, LL.M. 

 
 
 
 

http://ec.europa.eu/information_society/newsroom/cf/dae/document.cfm?doc_id=6721
http://ec.europa.eu/information_society/newsroom/cf/dae/document.cfm?doc_id=6721
http://ec.europa.eu/information_society/newsroom/cf/dae/document.cfm?doc_id=8036
http://ec.europa.eu/information_society/newsroom/cf/dae/document.cfm?doc_id=8036
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Zivil-, Unternehmens- und 

Gesellschaftsrecht 

 
 

Einheitliches Patentgericht der EU bekommt 
lokale Kammer in Österreich 

 
Am 20. Jänner d. J. hat die Bundesregierung 
der Einrichtung einer lokalen Kammer in Ös-
terreich auf der Grundlage des Übereinkom-
mens über ein Einheitliches Patentgericht 
zugestimmt. Damit wird eine langjährige For-
derung der WKÖ erfüllt – die Wirtschaftskam-
merorganisation hatte diese Initiative seit 
2009 mit der Aufnahme ernsthafter Verhand-
lungen über ein einheitliches europäisches 
Patent stark befürwortet. 
 
Das völkerrechtliche Übereinkommen über ein 
Einheitliches Patentgericht sowie die beiden 
EU-Verordnungen über das europäisches Pa-
tent mit einheitlicher Wirkung und über die 
anzuwendenden Übersetzungsregelungen bil-
den ein „Paket“, das aufeinander abgestimmt 
in Kraft treten bzw. Anwendung finden soll. 
Beim Einheitlichen Patentgericht werden Ver-
fahren in Bezug auf bestehende europäische 
Patente (nach dem Europäischen Patentüber-
einkommen EPÜ) und das künftige europäi-
sche Patent mit einheitlicher Wirkung ver-
handelt werden. Die erste Instanz besteht aus 
einer Zentralkammer (mit Hauptsitz in Paris 
und Nebensitzen in London und München) und 
mehreren lokalen bzw. regionalen Kammern 
in den Mitgliedstaaten.   
 
Eine solche lokale Kammer wird sich nun in 
Zukunft auch in Wien am Standort des Öster-
reichischen Patentamtes befinden und haupt-
sächlich für Klagen auf den Erlass einstweili-
ger Sicherungsmaßnahmen und Verfügungen, 
auf Schadenersatz sowie auf Zahlung von Li-
zenzvergütungen zuständig sein. Darüber hin-
aus werden in Österreich auch Fälle verhan-
delt werden können, bei denen die Handlun-
gen zur Patentverletzung in Österreich ge-
setzt wurden. Damit trägt die Schaffung einer 
lokalen Patentgerichtskammer in Österreich 
nicht nur zur Stärkung des heimischen Innova-
tionsstandortes bei, sondern auch zu einer 
Aufwertung des Angebots heimischer Rechts-
dienstleistungen und des damit verbundenen 
Know-hows. 
 
Ihr wichtigster Vorteil aber wird sein, dass 
österreichische Beklagte ihr Recht im eigenen 
Land und in der grundsätzlichen Verfahrens-

sprache Deutsch verteidigen können und nicht 
ins Ausland reisen müssen, was zusätzliche 
Kosten mit sich bringen würde, wie z.B. die 
Kosten eines ausländischen Vertreters, Über-
setzungskosten in die Verfahrenssprache oder 
Reisekosten.  
 
Die europäischen Rechtsakten für das einheit-
liche EU-Patent treten dann in Kraft, sobald 
das Übereinkommen über ein Einheitliches 
Patentgericht von 13 Mitgliedstaaten (darun-
ter zwingend Deutschland, Frankreich und das 
Vereinigte Königreich) ratifiziert wurden. 
Derzeit haben 6 Mitgliedstaaten ihre Ratifika-
tionsurkunden hinterlegt (Belgien, Dänemark, 
Frankreich, Malta, Schweden und Österreich). 
Das Erreichen der für das Inkrafttreten des 
Übereinkommens erforderlichen Anzahl an 
Ratifizierungen wäre  im Laufe des Jahres 
2015 möglich. Damit würden auch die materi-
ell-rechtlichen Vorschriften über das europäi-
sche Patent mit einheitlicher Wirkung in Kraft 
treten und die derzeit noch notwendigen Kos-
ten für die Patentanmeldung in verschiedenen 
EU-Mitgliedstaaten und die damit verbunde-
nen Übersetzungskosten wegfallen. 
 

Mag. Gabriele Benedikter 

 
 

Gewerberecht und Berufsrecht 

 
 

Militärischer Waffenhandel, EU-Angehörige 
können vertretungsbefugte Gesellschafter 

sein 
 
Der VwGH stellte mit Erkenntnis vom 
24.11.2014, 2014/04/0002, fest, dass § 141 
Abs. 1 Z 2 lit. b) GewO in Folge des Anwen-
dungsvorrangs des EU-Rechts im, dem konkre-
ten Verfahren zugrundeliegenden, Beschwer-
defall nicht anzuwenden ist. Inhaltlich bedeu-
tet dies, dass auch ein britischer Staatsange-
höriger gesellschaftsrechtlicher Geschäftsfüh-
rer einer GesmbH sein kann, die den Handel 
und die Vermittlung des Kaufs und Verkaufs 
militärischer Waffen ausüben möchte.  
 
Der VwGH folgt in dem Verfahren 
2014/04/0002 dem Erkenntnis des EuGH vom 
4.9.2014, RSC-474/12, Schiebel-Aircraft 
GmbH. Es ist für den VwGH nicht erkennbar, 
dass die österreichische Staatsbürgerschaft 
für den Handel mit militärischen Waffen und 
deren Vermittlung notwendig ist. Die gericht-
liche und verwaltungsbehördliche Strafbarkeit 
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der Missachtung von Vorschriften reicht aus. 
Die Anwendung des Staatsbürgerschaftsvorbe-
halts in § 141 Abs. 1 Z 2 lit. b) hat daher in-
folge des Anwendungsvorrangs und der damit 
verbundenen Verdrängungswirkung des Uni-
onsrechts zu unterbleiben. 
 
Hintergrund: 
Der Handel und die Vermittlung des Kaufs und 
Verkaufs militärischer Waffen und militäri-
scher Munition erfordern gemäß § 141 Abs. 1 Z 
2 lit b GewO 1994 die österreichische Staats-
bürgerschaft der Mitglieder der zur gesetzli-
chen Vertretung berufenen Organe oder der 
geschäftsführungs- und vertretungsbefugten 
Gesellschafter und deren Wohnsitz im Inland. 
Diese Regelung widerspricht dem EU-Recht. 
Der Verwaltungsgerichtshof folgt dem Urteil 
des EuGH vom 4.9.2014, RSC-474/12, Schie-
bel-Aircraft GmbH. Der EuGH führte in dieser 
Entscheidung aus, dass die oben erwähnte 
Regelung des § 141 GewO 1994 eine verbote-
ne Ungleichbehandlung aufgrund der Staats-
angehörigkeit schaffe (RN 29). Die Möglichkei-
ten zur Beschränkung der Niederlassungsfrei-
heit und der Freizügigkeit der Arbeitnehmer 
müssen eng ausgelegt werden (RN 33). Die 
Ziele der Liefersicherheit und Verhinderung 
der Preisgabe strategischer Informationen 
könne durch weniger einschränkende Maß-
nahmen erreicht werden. Solche Maßnahmen 
sind z.B. regelmäßige Kontrollen, verwal-
tungsrechtlich auferlegte Pflichten zur Ver-
traulichkeit oder die strafrechtliche Ahndung 
der Preisgabe strategischer Informationen. 
Das Erfordernis der österreichischen Staatsan-
gehörigkeit von Organen oder geschäftsfüh-
rungs- und vertretungsbefugten Gesellschaf-
tern für den militärischen Waffenhandel und 
der Vermittlung militärischer Waffen wider-
spricht daher der Arbeitnehmerfreizügigkeit 
und der Niederlassungsfreiheit (Artikel 45 und 
Artikel 49 AEUV). 
 

Mag. Gerald Zillinger  
DDr. Leo Gottschamel 

 
 

Update Berufsanerkennungs-RL 
 
Im Rahmen der Berufsanerkennungsrichtlinie 
führt die Europäische Kommission eine soge-
nannte Transparenzinitiative durch, die im 
Moment in vollem Gange ist. Dabei werden 
mehrere Berufe im Detail in Arbeitsgruppen 
beleuchtet und die unterschiedlichen Regulie-
rungsmaßnahmen in Europa miteinander ver-

glichen. Der erste Cluster, bei dem die Berufe 
Immobilienmakler, Fahrlehrer und Fahrschul-
lehrer, Ingenieurkonsulenten, Architekten, 
Elektrotechniker sowie Augenoptiker und Kon-
taktlinsenoptiker beleuchtet wurden, sind 
mittlerweile abgeschlossen.  
 
Im Jahr 2015 stehen 6 weitere Berufe auf dem 
Prüfstand. Dies sind: Physiotherapeut, Psy-
chologe, Friseur und Perückenmacher, Kosme-
tiker, Zahnhygieniker, Sportlehrer, Fremden-
führer/Reiseführer und Reisebüros. 

 
Die Wirtschaftskammer Österreich ist in den 
laufenden Prozess stets eingebunden und 
unterstützt das BMWFW auch vor Ort in Brüs-
sel mit unseren Expertinnen und Experten aus 
den jeweiligen Branchen. 
 

Mag. Carmen Simon-Klimbacher 
 
 

Gewerbeordnungsnovelle, Einführung des 
Gewerbeinformationssystem Austria (GISA) 

 
Am 13. Jänner 2015 wurden Änderungen der 
Gewerbeordnung im Bundesgesetzblatt kund-
gemacht (BGBl I/2015/18). Durch diese Novel-
le wird das Gewerbeinformationssystem Aus-
tria (GISA) eingeführt. Dieses löst das derzei-
tige zentrale und die bestehenden 14 dezent-
ralen Gewerberegister ab. Im GISA werden 
Daten über Gewerbetreibende gespeichert 
und verarbeitet (Gewerbeanmeldungen, 
Standorte, Entstehen der Berechtigung, Be-
stellung von Geschäftsführern und anderes). 
Durch Synergieeffekte werden Einsparungen 
erzielt. Neben einer einheitlichen Datenfüh-
rung soll das bundeseinheitliche GISA auch 
österreichweit standardisiert online Gewer-
beprozesse ermöglichen und Kosten senken.  
 
Diese Änderungen werden mit 27. März 2015 
in Kraft treten. 
 

DDr. Leo Gottschamel 

 
 

Verkehrsrecht 

 
 

Änderung der StVO 
 
Am 16. Dezember 2014 wurde eine von der 
WKO immerhin schon seit Sommer 2013 ge-
forderte Änderung der StVO im Bundesgesetz-
blatt kundgemacht. 
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Nach dem mit dieser Gesetzesänderung neu 
eingeführten § 45 Abs. 2 StVO 1960 gilt nun im 
Ergebnis wieder jene Rechtslage zu individu-
ellen Ausnahmen vom Wochenend- und Feier-
tagsfahrverbot sowie zum Nachtfahrverbot für 
Lkw (§ 42 Abs. 1, 2 und 8 iVm § 45 Abs. 1 bis 
2a StVO), die bis zum 1. Jänner 2014 gegolten 
hatte. Wenn eine Ausnahme von diesen Ver-
boten für eine Fahrt, die  zwei oder mehrere 
Bundesländer betrifft, bewilligt wird, hat die 
zuständige Behörde jenes Bundeslandes, in 
welchem die Fahrt beginnt, nach Herstellung 
des Einverständnisses mit den übrigen be-
troffenen Bundesländern wieder nur einen 
Bescheid zu erlassen. 
 
Durch die Aufhebung des Art 15 Abs. 7 B-VG 
im Zuge der Verwaltungsgerichtsbarkeitsno-
velle 2012 mit 1. Jänner 2014 entfiel nämlich 
die von den Behörden zur verwaltungsökono-
mischen und kostenschonenden Bewilligung 
mittels nur eines Bescheids herangezogenen 
Rechtsgrundlage. 
 
Die Folgen des Entfalls dieser Regelung waren 
unerträglich und gingen zu Lasten der Wirt-
schaft: 
 
- Die Unternehmen mussten bis zu neun 

Ausnahmeanträge für eine einzige Fahrt 
statt bisher einen Antrag stellen und 

- wurden dadurch mit massivem Kosten- und 
Administrationsaufwand belastet. 

- Die Verfahren waren länger und aufwändi-
ger und 

- die Verwaltungsbehörden hatten trotz 
knapper Ressourcen erheblichen Mehrauf-
wand zu tragen. 

 
Schon lange vor Außerkrafttreten des Art 15 
Abs. 7 B-VG am 1. Jänner 2014 hat die WKO 
das BMVIT und die politischen Akteure nach-
drücklich auf den sich abzeichnenden Zustand 
hingewiesen und entsprechende gesetzliche 
Abhilfe gefordert.  
 
Nunmehr wurde wie gefordert nach § 45 
Abs. 2b StVO folgender Abs. 2c eingefügt: 
 

„(2c) Soll sich die Bewilligung einer Aus-
nahme gemäß Abs. 1 bis 2a auf Antrag auf 
zwei oder mehrere Bundesländer erstre-
cken, ist zur Erteilung der Bewilligung jene 
Landesregierung zuständig, in deren örtli-
chem Wirkungsbereich die Fahrt beginnt, 
bei Fahrten aus dem Ausland kommend je-
ne Landesregierung, deren örtlicher Wir-

kungsbereich zuerst befahren wird; das 
Einvernehmen mit den übrigen in Betracht 
kommenden Landesregierungen ist herzu-
stellen.“ 

 
Diese Änderung ist mit 1. Jänner 2015 in Kraft 
getreten. 

 
Mag. David Theodor Ulbrich 

 
 

Änderungen des Kraftfahrgesetzes 1967 
 
Rechtzeitig zum Jahresende wurde das KFG 
aus verschiedenen Gründen geändert. So 
musste ein Druckfehler in einigen Bestimmun-
gen berichtigt werden (Scheinwerfer statt 
„Schweinwerfer“). Dies trat mit 17. Dezember 
2014 in Kraft.   
 
Langwierige Verhandlungen zwischen den 
Sozialpartnern, dem BMASK, BMVIT und BMI 
führten letztendlich zu einer gleichlautenden 
Änderung in den arbeitsrechtlichen Vorschrif-
ten und dem Kraftfahrgesetz 1967. Demge-
mäß dürfen Fahrzeuglenker von Omnibussen 
im regionalen Linienverkehr weiterhin ohne 
mitgeführte laufende Aufzeichnungen über 
ihre Lenkzeiten unterwegs sein, wenn diese in 
der Betriebsstätte aufliegen. Die jetzt gültige 
Regelung ist vorläufig bis zum 31. Dezember 
2020 mit einer Verlängerungsoption befristet 
und beschreibt eine Befreiung wie sie vom 
EU-Recht (Verordnung (EWG) Nr. 3821/85) 
europaweit ohne Einschränkungen gewährt 
wird. Die geänderte Fassung des § 24 Abs. 2a 
KFG trat am 1. Jänner 2015 in Kraft. Zusätz-
lich wurde der O-Bus von der Verpflichtung, 
ein EU-Kontrollgerät eingebaut zu haben, 
wegen technischer Probleme entbunden. 
 
Eine Änderung des EU-Rechtes (VO 165/2014) 
hat dazu geführt, dass die Bestimmung § 24 
Abs. 2b Z 1 lit. a eine Erweiterung erfährt. 
Demgemäß werden Fahrzeuge von der An-
wendung der Verordnung (EWG) Nr. 3821/85 
ganz frei gestellt, wenn sie innerhalb eines 
Umkreises von bis zu 100 km (früher 50 km) 
für die Beförderung lebender Tiere von den 
landwirtschaftlichen Betrieben zu den lokalen 
Märkten und umgekehrt oder von den Märkten 
zu den lokalen Schlachthäusern verwendet 
werden. 
 
Weiters wurde § 24 Abs. 2b Z 2 aufgrund der 
vorher angesprochenen Änderung des EU- 
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Rechtes (Überführung der möglichen Anwen-
dung der sogenannten Handwerker-Regelung 
in zwingendes EU-Recht) neu gefasst und lau-
tet: „2. freigestellt, wenn das Lenken des 
Fahrzeuges für den Lenker nicht die Haupttä-
tigkeit darstellt, Fahrzeuge, die in Verbindung 
mit Kanalisation, Hochwasserschutz, Wasser-, 
Gas- und Elektrizitätsversorgung, den Tele-
gramm- und Telefonanbietern, Radio- und 
Fernsehsendern sowie zur Erfassung von Ra-
dio- bzw. Fernsehsendern oder –geräten ein-
gesetzt werden;“ 
 
Die beiden letztgenannten, aufgrund des EU-
Rechtes einzuführenden Novellierungen, tre-
ten mit 2. März 2015 in Kraft. 

 

Dr. Günter Schneglberger 
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